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ABWASSERENTSORGUNGSREGLEMENT 

 

Die Einwohnergemeinde Schleitheim erlässt gestützt auf das Bundesgesetz über den Schutz 

der Gewässer vom 24. Januar 1991 (Gewässerschutzgesetz, GSchG; SR 814.200), die Ge-

wässerschutzverordnung vom 28. Oktober 1998 (GSchV, SR 814.201), das Einführungsgesetz 

zum Gewässerschutzgesetz vom 27. August 2001 (EG GSchG, SHR 814.200), die Vollzie-

hungsverordnung zum Einführungsgesetz zum Gewässerschutzgesetz vom 2. Juli 2002 (Kan-

tonale Gewässerschutzverordnung, GSchVV; SHR 814.201) und die Baugesetzgebung, 

folgendes 

REGLEMENT 

I. ALLGEMEINES 

Gemeindeaufgaben Art. 1 

1 Die Gemeinde organisiert und überwacht auf dem gesamten Ge-
meindegebiet die Entsorgung der Abwässer sowie der Klärschlämme 
aus privaten Abwasseranlagen. 

2 Sie projektiert, erstellt, betreibt und erneuert die öffentlichen Abwas-
seranlagen. 

3 Projektierung und Erstellung von privaten Abwasserleitungen an 
das öffentliche Kanalisationsnetz können den interessierten Grund-
eigentümerinnen und Grundeigentümern übertragen werden. 

Zuständiges Organ Art. 2 

1 Die Durchführung und Überwachung der Gewässerschutzmass-
nahmen obliegen dem Gemeinderat. 

2 Der Gemeinderat ist insbesondere zuständig für 

a die Prüfung der Gewässerschutzgesuche und die Erteilung oder 
Verweigerung der Gewässerschutzbewilligungen im Rahmen der 
Bewilligungsbefugnis der Gemeinde; 

b die Genehmigung des Kanalisationsplans und allfälliger Spezial-
bauwerke (vor Baubeginn); 

c die Baukontrolle; 

d die Kontrolle des ordnungsgemässen Unterhalts, der Erneuerung 
und des Betriebs der Abwasser- und der Versickerungsanlagen; 

e die Kontrolle der Schlammentsorgung aus privaten Abwasseran-
lagen; 
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f den Erlass von Verfügungen (insbesondere Anschlussverfügun-
gen und Verfügungen auf Beseitigung vorschriftswidriger Anla-
gen bzw. auf Wiederherstellung des rechtmässigen Zustands); 

g die Erhebung der für die Gebührenbemessung notwendigen 
Grundlagen 

Entwässerung des Art. 3 
Gemeindegebietes 

Die Entwässerung des Gemeindegebietes richtet sich nach der gene-
rellen Entwässerungsplanung (GEP). 

Erschliessung Art. 4 

1 Die Erschliessung richtet sich nach den Vorschriften der kantonalen 
Planungs- und Baugesetzgebung sowie den Nutzungsplänen der Ge-
meinde. 

2 Die Gemeinde erstellt die öffentlichen Abwasseranlagen gemäss 
GEP. Der GEP ist nach den Richtlinien des Verbandes Schweizeri-
scher Abwasser- und Gewässerschutzfachleute (VSA) zu erstellen.  

3 Für die Abwasserbeseitigung ausserhalb des Bereiches der öffentli-
chen Kanalisation sind die Grundeigentümerinnen und Grundeigen-
tümer verantwortlich. Es gelten die Vorschriften des GSchG. 

Kataster Art. 5 

1 Die Gemeinde erstellt über die öffentlichen und neuen privaten Ab-
wasseranlagen einen Kanalisationskataster und führt diesen nach. 

2 Ferner bewahrt die Gemeinde die Ausführungspläne der Gemein-
deabwasseranlagen und der Liegenschaftsentwässerung auf. 

Öffentliche Leitungen Art. 6 

1 Die Abwasserleitungen der Basis- und Detailerschliessung sind öf-
fentliche Leitungen.  

2 Die Gemeinde plant und erstellt die öffentlichen Leitungen nach 
Massgabe des Erschliessungsprogrammes. Fehlt ein solches, be-
stimmt sie den Zeitpunkt der Erstellung nach pflichtgemässem Er-
messen und im Einvernehmen mit den anderen Erschliessungs-
trägern. 

3 Vorbehalten bleibt die vertragliche Übernahme der Erschliessung 
durch bauwillige Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer. 

4 Die öffentlichen Leitungen verbleiben zu Eigentum, Unterhalt und 
Erneuerung der Gemeinde. 
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Hausanschluss- Art. 7 
leitungen 

1 Die Hausanschlussleitungen sind private Leitungen und verbinden 
ein Gebäude oder eine Gebäudegruppe nach Absatz 2 mit dem öf-
fentlichen Leitungsnetz. 

2 Die Leitung zu einer zusammengehörenden Gebäudegruppe gilt als 
gemeinsame private Hausanschlussleitung, auch wenn das Areal in 
verschiedene Grundstücke aufgeteilt ist. Vorbehalten bleiben die Nut-
zungspläne der Gemeinde. 

3 Als private Abwasseranlagen (Art. 8) zu erstellende Leitungen gel-
ten ebenfalls als gemeinsame Hausanschlussleitungen im Sinne die-
ses Reglements. 

4 Die Kosten für die Erstellung der Hausanschlussleitungen sind von 
den Grundeigentümerinnen und Grundeigentümern zu tragen. Das-
selbe gilt für die Anpassung von bestehenden Hausanschlussleitun-
gen, wenn die bisherige öffentliche Leitung aufgehoben, an einen an-
deren Ort verlegt oder das Entwässerungssystem geändert wird. 

5 Bei Erstellung der Hausanschlussleitung durch die Grundeigentü-
merinnen und Grundeigentümer in Eigenregie ist Art. 15 Abs. 1 die-
ses Reglements zu beachten. Zudem verursachen private Hausan-
schlussleitungen, die eine Strasse unterqueren, einen Minderwert 
dieser Strasse. 

6 Die Hausanschlussleitungen verbleiben zu Eigentum, Unterhalt und 
Erneuerung den Grundeigentümerinnen und Grundeigentümern. 

Private Art. 8 
Abwasseranlagen 

Ausserhalb des Bereichs öffentlicher Kanalisation ist das Abwasser 
entsprechend dem Stand der Technik zu entsorgen. Die dabei anfal-
lenden Kosten für die Erstellung, Wartung und Reparatur der Abwas-
serreinigung gehen zulasten der Grundeigentümerin oder des Grund-
eigentümers. 

Durchleitungsrechte Art. 9 

1 Die Durchleitungsrechte für öffentliche Leitungen und die anderen 
Eigentumsbeschränkungen zu Gunsten der zugehörigen Bauten und 
Anlagen (wie Sonderbauwerke und Nebenanlagen) werden im öffent-
lichrechtlichen Verfahren oder durch Dienstbarkeitsverträge gesi-
chert. 

2 Für das öffentlichrechtliche Verfahren gelten die Bestimmungen 
über das Verfahren für Überbauungsordnungen. 

3 Für die Durchleitungsrechte und die anderen Eigentumsbeschrän-
kungen werden keine Entschädigungen geleistet. Vorbehalten bleibt 
die Ausrichtung von Entschädigungen für den Schaden, der durch 
den Bau und den Betrieb der öffentlichen Leitungen, Bauten und An-
lagen nach Absatz 1 verursacht wird, sowie von Entschädigungen für 
Enteignungen und enteignungsähnlichen Eingriffen. 
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4 Der Erwerb der Durchleitungsrechte für Hausanschlussleitungen ist 
Sache der Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer.  

5 Kann ein Grundeigentümer oder eine Grundeigentümerin den An-
schluss an eine öffentliche Leitung nur durch die Benützung anderer 
Grundstücke erreichen, so ist der Nachbar verpflichtet, die Durchlei-
tung zu gestatten.  

Schutz öffentlicher Art. 10 
Leitungen 

1 Die öffentlichen Leitungen und die zugehörigen Bauten und Anlagen 
sind, soweit keine anderslautenden vertraglichen Vereinbarungen 
vorliegen, im Rahmen der kantonalen Gesetzgebung in ihrem Be-
stand geschützt. 

2 Bei Bauten ist in der Regel ein Abstand von drei Metern gegenüber 
bestehenden und projektierten Leitungen einzuhalten. Der Gemein-
derat kann im Einzelfall einen grösseren Abstand vorschreiben, wenn 
die Sicherheit der Leitung dies erfordert. 

3 Das Unterschreiten des Bauabstandes und das Überbauen der öf-
fentlichen Leitung brauchen eine Bewilligung des Gemeinderates. 
Dieser kann besondere bauliche Massnahmen vorschreiben, die den 
einwandfreien Unterhalt und die Erneuerung der Leitungen gewähr-
leisten. Befindet sich die Leitung nicht im Eigentum der Gemeinde, 
muss die Einwilligung der Anlageeigentümerin oder des Anlageeigen-
tümers eingeholt werden. 

4 Im Weiteren gelten die jeweiligen Überbauungsvorschriften. 

5 Die Verlegung von öffentlichen Leitungen sowie von zugehörigen 
Bauten und Anlagen, deren Durchleitung bzw. Standort im öffentlich-
rechtlichen Verfahren gesichert worden ist, ist nur zulässig, wenn ka-
nalisationstechnisch eine einwandfreie Lösung möglich ist. Die Eigen-
tümerin oder der Eigentümer des belasteten Grundstücks, die oder 
der um die Verlegung ersucht oder diese sonst verursacht, trägt die 
Kosten. Bei privatrechtlich gesichertem Durchleitungsrecht bzw. 
Standort richten sich Verlegung und Kostenfolgen nach den Dienst-
barkeitsverträgen. 

Gewässerschutz- Art. 11 
bewilligungen 

1 Die Erstellung oder Abänderung jeder Entwässerungsanlage bedarf 
der Bewilligung des Gemeinderates. 

2 Bewilligungserfordernisse, Gesuchseingabe und Verfahren richten 
sich nach den baurechtlichen Bestimmungen. 

Durchsetzung Art. 12 

1 Der Vollzug von Vorschriften und Verfügungen richtet sich nach den 
Vorschriften der eidgenössischen und kantonalen Gesetzgebung. 
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2 Die Verfügungen richten  sich in erster Linie an die Eigentümerin 
oder den Eigentümer oder an die nutzungsberechtigte Person von 
Anlagen und Einrichtungen (in diesem Reglement auch als «Private» 
bezeichnet). 

II. ANSCHLUSSPFLICHT, VORBEHANDLUNG, 
TECHNISCHE VORSCHRIFTEN 

Anschlusspflicht Art. 13 

Die Anschlusspflicht für Bauten und Anlagen richtet sich nach den 
Vorschriften der eidgenössischen Gewässerschutzgesetzgebung. 

Vorbehandlung Art. 14 
schädlicher Abwässer 

Abgänge, die zur Einleitung in die Kanalisation ungeeignet sind oder 
in der ARA den Reinigungsprozess ungünstig beeinflussen, sind auf 
Kosten der Verantwortlichen anderweitig zu entsorgen oder vor Ein-
leitung in die Kanalisation durch besondere Verfahren vorzubehan-
deln. Diese Verfahren bedürfen der Bewilligung durch das IKL. 

Allgemeine Grundsätze Art. 15 
der Liegenschafts- 

entwässerung 1Die Hausanschlüsse, Kanalisationen und Nebenanlagen dürfen nur 
durch dafür qualifizierte Fachleute erstellt werden. Kann sich die Er-
stellerin oder der Ersteller nicht über die notwendigen Fachkenntnisse 
und Berufserfahrung ausweisen, hat die Gemeinde auf Kosten der 
Privaten neben der üblichen Kontrolle alle weiteren Prüfungsmass-
nahmen wie Dichtheitsprüfung, Kanalfernseh-Inspektion und derglei-
chen vorzunehmen, die notwendig sind, um die Einhaltung der mass-
geblichen Vorschriften und Richtlinien  
überprüfen zu können. 

 2 Verschmutztes Abwasser ist in die Schmutzabwasserkanalisation 
bzw. ARA abzuleiten. 

3 Für Regenabwasser (von Dächern, Trottoirs, Hauszufahrten, We-
gen, Parkplätzen und dergleichen) und für Reinabwasser (Fremd-
wasser/Sauberwasser wie Brunnen-, Sicker-, Grund- und Quellwas-
ser sowie unbelastetes Kühlwasser) gilt: 

a Nicht verschmutztes Regenabwasser und Reinabwasser sollen 
nicht gefasst werden. Wenn es die örtlichen Verhältnisse zulas-
sen, sind sie versickern zu lassen. Ist dies technisch nicht mög-
lich, sind sie in ein oberirdisches Gewässer oder Drainagen ein-
zuleiten. 

b Die Versickerung von Regen- und Reinabwasser richtet sich 
nach den Richtlinien über das Versickern von Regen- und Rein-
abwasser des IKL. 
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4 Die zuständige Behörde legt im Gewässerschutzbewilligungsverfah-
ren fest, wie die Entwässerung zu erfolgen hat. 

5 Das Regenabwasser von Lager- und Aussenarbeitsplätzen, bei de-
nen mit Stoffen umgegangen wird, die Gewässer verunreinigen kön-
nen, ist in die Schmutzabwasserkanalisation abzuleiten. Das IKL ent-
scheidet über eine allfällige Vorbehandlung dieser Abwässer. 

6 Autowaschplätze sind eng abzugrenzen, entwässerungstechnisch 
von den übrigen Plätzen zu trennen, nach Möglichkeit zu überdachen 
und an die Schmutzabwasserkanalisation anzuschliessen. 

7 Ausserhalb des Bereichs öffentlicher Kanalisationen ist das ver-
schmutzte Abwasser, wenn es nicht zusammen mit Hofdüngern ver-
wertet werden kann, gemäss dem Stand der Technik zu behandeln 
(Kleinkläranlage) oder in einer abflusslosen Grube zu sammeln und 
regelmässig einer zentralen Abwasserreinigungsanlage oder einer 
besonderen Behandlung zuzuführen.  

8 Bei Schwimmbädern sind die vom IKL erlassenen Gewässerschutz-
vorschriften einzuhalten.  

9 Gewerbliche und industrielle Abwässer sind in die Schmutzwasser-
kanalisation einzuleiten; sie sind nach den Anordnungen des IKL vor-
zubehandeln. 

Waschen von Art. 16 
Motorfahrzeugen 

Das Waschen von Motorfahrzeugen und Maschinen ist nur gestattet 
auf dafür vorgesehenen Plätzen, die über einen Ölabscheider verfü-
gen. 

Anlagen der Liegen- Art. 17 

schaftsentwässerung 
1 Für die Planung und Erstellung von Anlagen der Liegenschaftsent-
wässerung wie Leitungen und Versickerungsanlagen sind neben den 
gesetzlichen Vorschriften die jeweils gültigen einschlägigen Normen, 
Richtlinien, Wegleitungen und Weisungen massgebend, insbesonde-
re die Norm SN 592000 des VSA und des SSIV, die SIA-Norm 190 
Kanalisationen und die generelle Entwässerungsplanung (GEP). Die-
se Bestimmungen können auf der Gemeindeverwaltung eingesehen 
werden. 

2 Die Einrichtungen zur Entwässerung von Gebäudekellern im Rück-
staubereich öffentlicher Kanalisationen sind mit Rückschlagklappen 
zu versehen. 

Kleinkläranlagen und Art. 18 
Jauchegruben 

1 Auf Kleinkläranlagen und Jauchegruben finden die jeweils gültigen 
eidgenössischen und kantonalen Wegleitungen und Richtlinien An-
wendung, insbesondere die eidgenössische Wegleitung für den Ge-
wässerschutz in der Landwirtschaft und die Richtlinien für Planung, 
Bau und Unterhalt von Jauche- und Güllengruben des IKL. 
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2 Die Erneuerung oder der Ersatz bestehender Kleinkläranlagen setzt 
eine Bewilligung des IKL voraus. 

Grundwasserschutz- Art. 19 
zonen, -areale und 

Quellwasserschutzzonen  In Grundwasserschutzzonen, -arealen und Quellwasserschutzzonen 
sind zudem die in den zugehörigen Schutzzonenreglementen bzw. 
Gewässerschutzbewilligungen enthaltenen besonderen Vorschriften 
zu beachten. 

III. BAUKONTROLLE 

Baukontrolle Art. 20 

1 Der Gemeinderat sorgt dafür, dass während und nach der Ausfüh-
rung eines bewilligten Vorhabens die Einhaltung der gesetzlichen 
Vorschriften und der Bestimmungen der Gewässerschutzbewilligung 
kontrolliert wird. Insbesondere sind die Anschlüsse der Grundstücks-
leitungen an die Sammelleitungen vor dem Zudecken und die Versi-
ckerungsanlagen vor der Inbetriebnahme abzunehmen. 

2 In schwierigen Fällen kann  der Gemeinderat  Fachleute des IKL 
oder, wenn es besondere Umstände rechtfertigen, private Experten 
beiziehen. 

3 Mit der Kontrolle und Abnahme von Anlagen, Einrichtungen und 
Vorkehren übernimmt die Gemeinde keine Haftung für deren Taug-
lichkeit; insbesondere werden die Privaten nicht von der Pflicht be-
freit, bei ungenügender Reinigungsleistung oder anderer Gefährdung 
der Gewässer weitere Schutzmassnahmen zu treffen. 

4 Der Gemeinderat meldet dem IKL den Vollzug der Auflagen von 
kantonalen Gewässerschutzbewilligungen. 

Pflichten der Privaten Art. 21 

1 Dem Gemeinderat ist der Beginn der Bau- und anderen Arbeiten 
rechtzeitig zu melden, so dass die Kontrollen wirksam ausgeübt wer-
den können. Vorgängig sind die definitiven Projektunterlagen zur Ge-
nehmigung einzureichen. 

2 Die Anlagen und Einrichtungen sind vor dem Zudecken und vor der 
Inbetriebsetzung zur Abnahme zu melden. 

3 Bei der Abnahme sind die nachgeführten Ausführungspläne auszu-
händigen. 

4 Über die Abnahme ist ein Protokoll auszufertigen. 

5 Wer seine Pflichten vernachlässigt und dadurch die Kontrolle er-
schwert, hat die daraus entstehenden Mehrkosten zu tragen. 
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6 Der Gemeinde sind nebst den Gebühren auch die Auslagen für alle 
Kontrollaufgaben gemäss speziellem Tarif zu ersetzen. 

Projektänderungen Art. 22 

1 Wesentliche Änderungen eines bewilligten Projekts, insbesondere 
Änderungen des Standorts von Abwasseranlagen, des Entwässe-
rungssystems, des Reinigungssystems von Kleinkläranlagen, der Di-
mensionierung von Zu- und Ableitungen, die Verwendung anderer 
Baumaterialien sowie jede sich auf Reinigungseffekt, Betriebssicher-
heit oder Kapazität der Anlage auswirkende Änderung, bedürfen der 
vorherigen Zustimmung der Bewilligungsbehörde. 

2 Handelt es sich dabei um eine Projektänderung im Sinn der Bauge-
setzgebung, gelten die entsprechenden Vorschriften. 

IV. BETRIEB UND UNTERHALT 

Einleitungsverbot Art. 23 

1 In die Kanalisation dürfen keine Stoffe eingeleitet werden, welche 
die Anlagen beschädigen können oder geeignet sind, die Reini-
gungsprozesse auf der ARA, die Klärschlammqualität oder die Quali-
tät des gereinigten Abwassers ungünstig zu beeinflussen. 

2 Verboten ist insbesondere die Einleitung von folgenden Stoffen: 

• feste und flüssige Abfälle 

• Abwässer, die den Anforderungen der Eidg. Gewässerschutz-
verordnung nicht entsprechen 

• giftige, infektiöse und radioaktive Substanzen 

• feuer- und explosionsgefährliche Stoffe wie Benzin, Lösemittel 
etc. 

• Säuren und Laugen 

• Öle, Fette, Emulsionen 

• Feststoffe wie Sand, Erde, Katzenstreu, Asche, Kehricht, Texti-
lien, Zementschlamm, Metallspäne, Schleifschlamm, Küchen-
abfälle, Schlachtabfälle etc. 

• Gase und Dämpfe aller Art 

• Jauche, Mistsaft, Silosaft 

• Molke, Blut, Frucht- und Gemüsebestandteile und andere Ab-
gänge aus der Verarbeitung von Lebensmitteln und Getränken 
(mit Ausnahme der im Einzelfall bewilligten Mengen) 

• warmes Abwasser, das nach Vermischung in der Leitung eine 
Temperatur von über 40°C zur Folge hat. 

3 Der Anschluss von Küchenabfallzerkleinerern (sog. Küchenmühlen) 
ist nicht gestattet. 

4 Im Übrigen gilt Artikel 14. 
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Rückstände aus Art. 24 
Abwasseranlagen 

1 Die Entsorgung der nicht landwirtschaftlichen häuslichen Abwässer 
aus Stapelbehältern (abflusslose Gruben) und der Schlämme aus 
Abwasseranlagen hat ausschliesslich durch eine von der Gemeinde 
ermächtigte Entsorgungsfirma zu erfolgen. Die Kosten sind von den 
Verursachern zu tragen. 

2 Rückstände aus Stapelbehältern und Abwasseranlagen dürfen nur 
mit einer Ausnahmebewilligung des IKL landwirtschaftlich verwertet 
werden. 

Haftung für Schäden Art. 25 

1 Die Eigentümerinnen und Eigentümer von privaten Abwasseranla-
gen haften für alle Schäden, die diese infolge fehlerhafter Anlage, 
Ausführung oder mangelhaften Unterhalts verursachen.  

Ebenso sind sie ersatzpflichtig für Schäden, die über ihre Anlagen 
durch Nichteinhalten der Bestimmungen dieses Reglementes verur-
sacht werden. 

2 Die Gemeinde haftet nur für Rückstauschäden, die wegen Mängeln 
der öffentlichen Abwasseranlagen eintreten. Die vorgegebene und 
fachmännisch vertretbare Kapazitätsbegrenzung der Abwasseranla-
gen stellt keinen Mangel dar. 

Unterhalt und Reinigung Art. 26 

1 Alle Anlagen zur Ableitung und Reinigung der Abwässer sind in 
bau- und betriebstechnischer Hinsicht in gutem Zustand zu erhalten. 
Das Gleiche gilt für die Versickerungsanlagen. 

2 Hausanschlussleitungen sowie alle von Privaten erstellten Einrich-
tungen zur Retention, Versickerung, Vorbehandlung oder Reinigung 
der Abwässer (insbesondere mechanisch-biologische Kleinkläranla-
gen) sind von den Eigentümerinnen und Eigentümern oder den Be-
nützerinnen und Benützern zu unterhalten und periodisch zu reinigen. 

3 Bei Missachtung dieser Vorschriften kann der Gemeinderat nach er-
folgloser Mahnung die erforderlichen Massnahmen auf Kosten der 
Pflichtigen vornehmen lassen. Im Übrigen gilt Artikel 12. 

V. FINANZIERUNG 

Finanzierung der Art. 27 

Abwasserentsorgung 
1 Die Gemeinde finanziert die öffentliche Abwasserentsorgung mit: 

a einmaligen Gebühren (Anschlussgebühren) nach Tarifreglement 

b wiederkehrenden Gebühren (Grund- und Verbrauchsgebühren) 
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2 Die Gemeindeversammlung beschliesst auf Antrag des Gemeinde-
rates im Gebührentarif die maximale Höhe der einmaligen An-
schlussgebühren sowie der wiederkehrenden Grund- & Verbrauchs-
gebühren. 

Kostendeckung und Art. 28 

Ermittlung des Aufwands  
1 Mit der Festsetzung der Höhe der Gebühren ist sicherzustellen, 
dass die Kosten für Planung, Bau, Betrieb, Unterhalt, Sanierung und 
Ersatz der Abwasseranlagen, die öffentlichen Zwecken dienen, inkl. 
Kosten für die Verwaltung der Abwasserbeseitigung sowie für die Er-
stellung und Nachführung des GEP, den Verursachern überbunden 
werden. 

2 Die Gebühren unterliegen der Mehrwertsteuer. Diese wird zusätz-
lich in Rechnung gestellt. 

3 Die Gemeinde äufnet eine Spezialfinanzierung, deren Höhe in ei-
nem angemessenen Verhältnis zum Wiederbeschaffungswert und zur 
Lebensdauer der öffentlichen Abwasseranlagen steht. Diese Spezial-
finanzierung steht zur Deckung der Werterhaltungsmassnahmen und 
für künftige Investitionen zur Verfügung. 

Einmalige Art. 29 
Anschlussgebühren 
 1 Die Gemeinde erhebt einmalige Anschlussgebühren für den Bau 

oder Ausbau der Werkleitungen und der zugehörigen zentralen Anla-
gen.  

 2 Die Anschlussgebühren werden von Grund- bzw. Baurechtseigen-
tümern geschuldet, deren Bauten und Anlagen an eine Werkleitung 
angeschlossen werden. Massgeblich ist der Zeitpunkt der Fertigstel-
lung des Anschlusses. 

 3 Eine Gebührenpflicht entsteht ebenfalls bei baulichen Erweiterun-
gen oder Nutzungsänderungen angeschlossener Liegenschaften, 
wenn dadurch die Anlage mehr belastet wird. Bei Reduktion der Be-
lastung besteht kein Anspruch auf Rückerstattung. 

4 Beim Wiederaufbau eines abgebrochenen oder durch Elementar-
gewalt zerstörten Gebäudes werden früher geleistete Anschlussge-
bühren bis zur Höhe der nach diesem Reglement geschuldeten Ge-
bühr angerechnet. 

Wiederkehrende Art. 30 
Gebühren  

 1 Für die Finanzierung der getätigten Investitionen sowie zur Deckung 
der Betriebskosten sind jährliche Benützungsgebühren (Grund- und 
Verbrauchsgebühren) zu bezahlen. 

 2 Die Grundgebühren werden pro Liegenschaft (Gebäude) erhoben. 
Müssen pro Anschlussobjekt mehrere Bezüger-Rechnungen erstellt 
werden, wird immer die volle Grundgebühr pro Rechnung erhoben. 
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 3 Die Verbrauchsgebühr wird aufgrund des Frischwasserverbrauchs 
erhoben. Bei überdurchschnittlich verschmutztem Abwasser ist ein 
Zuschlag gemäss Schmutzstofffracht zu erheben (Art. 19 Abs. 2 EG 
GSchG i.V.m. § 18 GSchVV) 

4 Wer das Wasser nicht oder nur teilweise aus der öffentlichen Was-
serversorgung bezieht und in die Kanalisation einleitet, hat die zur 
Ermittlung des verbrauchten Wassers erforderlichen Wasserzähler 
auf eigene Kosten nach den Vorschriften der Wasserversorgung ein-
bauen zu lassen. Wo der Einbau eines Wasserzählers nicht möglich 
ist, wird eine Pauschale erhoben. 

Fälligkeit, Zahlungsfrist Art. 31 

1 Die Anschlussgebühren werden mit der Inanspruchnahme der öf-
fentlichen Erschliessung fällig und sind innert 30 Tagen nach Rech-
nungstellung zu bezahlen. 

2 Die wiederkehrenden Benützungsgebühren werden mit Rechnung-
stellung fällig und sind innert 30 Tagen vom Eigentümer rsp. von der 
Eigentümerin zu bezahlen. 

Einforderung, Verzugs- Art. 32 
zins, Verjährung 

1 Nach Ablauf der Zahlungsfrist wird die Gebührenforderung zum 
nach Obligationenrecht geltenden Zinssatz für Verzugszins verzinst 
(Art. 104 OR). 

2 Die Anschlussgebühren verjähren 10 Jahre, die wiederkehrenden 
Gebühren 5 Jahre nach Eintritt der Fälligkeit. Für die Unterbrechung 
der Verjährung sind die Vorschriften des Schweizerischen Obligatio-
nenrechts sinngemäss anwendbar. Die Verjährung wird ausserdem 
durch jede Einforderungshandlung (wie Rechnungsstellung, Mah-
nung) unterbrochen. 

Gebührenpflichtige Art. 33 

Die Gebühren schuldet, wer im Zeitpunkt der Fälligkeit Eigentümerin 
oder Eigentümer der angeschlossenen Baute oder Anlage ist. Alle 
Nacherwerberinnen und Nacherwerber schulden die im Zeitpunkt ih-
res Liegenschaftserwerbs noch ausstehenden Anschlussgebühren, 
soweit die Liegenschaft nicht im Rahmen einer Zwangsverwertung 
ersteigert wurde. 

Grundpfandrecht der Art. 34 
Gemeinde 

Die Gemeinde geniesst für ihre fälligen Forderungen auf Anschluss-
gebühren ein gesetzliches Grundpfandrecht auf der angeschlossenen 
Liegenschaft gemäss Art. 79 Baugesetz in Verbindung mit Art. 836 
ZGB und Art. 119 EG zum ZGB. 
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VI. STRAFEN, RECHTSPFLEGE, SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Widerhandlungen gegen Art. 35 
das Reglement 

 1 Widerhandlungen gegen das vorliegende Reglement sowie gegen 
die gestützt darauf erlassenen Verfügungen werden durch den Ge-
meinderat mit Busse bis Fr. 1'000.00 bestraft.  

2 Vorbehalten bleibt die Anwendung der eidgenössischen und kanto-
nalen Strafbestimmungen. 

3 Wer ohne Bewilligung Abwasser (Schmutz-, Misch-, Regen- und 
Reinabwasser) in die öffentlichen Leitungen einleitet, schuldet der 
Gemeinde die entgangenen Gebühren mit Verzugszins.  

Rechtspflege Art. 36 

1 Gegen Verfügungen der Gemeindeverwaltung kann innert 30 Tagen 
seit Eröffnung schriftlich und mit Antrag und Begründung Einsprache 
beim Gemeinderat erhoben werden. Im Übrigen gelten die Vorschrif-
ten des Gesetzes über den Rechtsschutz in Verwaltungssachen vom 
20. September 1971. 

Übergangsbestimmung Art. 37 

Vor Inkrafttreten dieses Reglements werden bereits fällige einmalige 
Gebühren nach bisherigem Recht (Bemessungsgrundlage und Ge-
bührenansätze) erhoben. Im Übrigen gelten die gebührenrechtlichen 
Bestimmungen der Gemeinde Schleitheim ohne Einschränkung. 

Inkrafttreten Art. 38 

1 Dieses Reglement tritt nach Genehmigung durch den Regierungsrat 
auf den 1. Januar 2016 in Rechtskraft. 

2 Mit dem Inkrafttreten wird das bisherige Kanalisationsreglement 
vom 30. März 1979 aufgehoben. 

-------------------- 
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Vom Gemeinderat genehmigt am 12. Mai 2015 

Der Präsident: Der Schreiber: 

Hans Rudolf Stamm Eugen Stamm 

Von der Gemeindeversammlung erlassen am 18. Juni 2015 

Der Präsident: Der Schreiber: 

Georg Meier  Eugen Stamm 

Vom Departement des Innern genehmigt am  

Die Departementsvorsteherin: 

Ursula Wipf-Hafner 
 


